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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung vorgelegten Vorschläge der 
Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für 
eine Verordnung des Rats zur Änderung der Verordnung Nr. 9 
des Rats über den Europäischen Sozialfonds in der Fassung der 
Verordnung Nr. 47/63/EWG 

eine Zusatzverordnung des Rats über den Europäischen Sozial- 
fonds 

— Drucksache IV/3041 — 


A. Bericht des Abgeordneten Gerlach 


I. 

Die beiden vorliegenden Verordnungvorschläge 
wurden mit Schreiben des Herrn Präsidenten vom 
9. Februar 1965 an den Ausschuß für Arbeit über- 
wiesen. 

II . 

Die Kommission schlägt in zwei Verordnungsvor- 
schlägen vor, 

a) eine Reihe von Bestimmungen der Verordnung 
Nr. 9 des Rats (in der Fassung der VO Nr. 47/63/ 
EWG) zu ändern und 

b) die Befugnisse des Europäischen Sozialfonds aus- 
zuweiten. 

Der Vorschlag zu a), der auf eine Änderung des 
bestehenden Rechts zielt, wird auf Artikel 125 bis 
127 des EWG-Vertrages (Kapitel: Der Europäische 
Sozialfonds) gestützt. 

Zu dem Vorschlag zub), der für den Fonds „neue" 
Aufgaben vorsieht, wird auf Artikel 235 des EWG- 
Vertrages Bezug genommen. 

Nach dieser Bestimmung kann auf Vorschlag der 
Kommission der Rat einstimmig Vorschriften erlas- 


sen, um Vertragslücken zu schließen. Ein solches 
Tätigwerden der Gemeinschaft muß erforderlich 
erscheinen, um im Rahmen des Gemeinsamen Mark- 
tes eines ihrer Ziele zu verwirklichen. 

Im einzelnen enthält der Vorschlag zu a) vor- 
wiegend Bestimmungen, die Auslegungsschwierig- 
keiten beseitigen, die Durchführung der mit der 
Inanspruchnahme des Fonds zusammenhängenden 
Arbeiten vereinfachen und erleichtern und dessen 
Anwendungsbereich erweitern sollen. So soll die bis- 
herige Altersgrenze von 16 Jahren wegfallen, ab der 
alle bei einem Arbeitsamt als arbeitsuchend Gemel- 
deten als arbeitslose Arbeitskräfte im Sinne der 
Bestimmungen über den Sozialfonds gelten (Arti- 
kel 2 Abs. 1). Weiter sollen auch solche Fälle für die 
Zuschußgewährung zugelassen werden, in denen 
ein nach der Umschulung oder Umsiedlung Wieder- 
beschäftigter als Selbständiger tätig ist (Artikel 3). 
Auch Löhne und Sozialleistungen, die an Umschüler 
gewährt werden, sollen künftig erstattungsfähig 
sein (Artikel 5). In besonderen Fällen soll es der 
Kommission möglich sein, Vorauszahlungen zu ge- 
währen (Artikel 6). Durch Artikel 7 wird der Begriff 
der umgesiedelten Arbeitskraft auf Pendler aus- 
gedehnt. Artikel 9 sieht die Einbeziehung von Ein- 
richtungsbeihilfen und etwaiger Kosten der Trans- 
portbegleitung in die zuschußfähigen Umsiedlungs- 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdiuckcrei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/3483 


Deutscher Bundestag — * 4. Wahlperiode 


kosten vor. Schließlich wird mit Artikel 13 der Be- 
griff der öffentlichen Körperschaft so erweitert, daß 
es künftig unter den sonst dort wiedergegebenen 
Bedingungen auch privatrechtlich organisierten Trä- 
gern möglich ist, Zuschüsse aus dem Europäischen 
Sozialfonds zu erhalten. 

Die Bestimmungen in dem Vorschlag zu b) (Zu- 
satzverordnung) bezwecken die Übertragung von 
Aufgaben auf den Fonds, die im EWG-Vertrag (Arti- 
kel 125) nicht unter den gleichen Voraussetzungen 
oder nicht ausdrücklich genannt sind. Künftig sollen 
Zuschüsse aus dem Fonds auch für Maßnahmen der 
Berufsumschulung von Arbeitnehmern, die nicht 
arbeitslos sind, gewährt werden können, und zwar; 

a) zugunsten ungelernter Arbeitskräfte im Alter 
von mindestens 18 Jahren; 

b) zugunsten von mindestens 25 Jahre alten 
Arbeitskräften, deren Berufsumschulung auf 
Grund der Entwicklung der Produktionstechnik 
notwendig geworden ist (Anpassung); 

c) zugunsten von Wanderarbeitnehmern nach 
einem Umzug von einem in einen anderen Mit- 
gliedstaat. 

Weiter sollen Zuschüsse aus dem Fonds für die 
Beibehaltung des gleichen Lohnstandes der von 


I einer Umstellung 'betroffenen Arbeitnehmer künftig 
in den Fällen gewährt werden, in denen sich bei 
Stillegung eines Unternehmens oder Betriebes ein 
oder mehrere neue Unternehmen oder Betriebe am 
gleichen Ort oder zumindest in einer annehmbaren 
Entfernung von diesem Ort ansiedeln. Bisher konnte 
der Fonds nur in den Fällen auf Antrag helfend ein- 
greifen, in denen Arbeitnehmer nach der Umstellung 
im gleichen Betrieb weiterbeschäftigt wurden. 

Schließlich sollen künftig auch Zuschüsse des 
Fonds für den Bau, die Erweiterung und die Aus- 
stattung von Berufsausbildungszentren sowie zu- 
gunsten des Wohnungsbaues für umgesiedelte 
Arbeitnehmer und für die Tätigkeit der Sozial- 
dienste, die Umsiedler betreuen, gewährt werden. 

III. 

Der Ausschuß für Arbeit hat sich am 13. und 
21. Mai 1965 eingehend mit den von der EWG-Kom- 
mission vorgeschlagenen Verordnungsentwürfen be- 
faßt und hierbei die Stellungnahme des Bundesrates 
in der 282. Sitzung am 30. April 1965 berücksichtigt 
und von einigen Änderungen abgesehen die in dem 
Antrag des Ausschusses niedergelegte Stellung- 
nahme erarbeitet. 


Bonn, den 25. Mai 1965 


Gerlach 

Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestacj — » 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3483 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

I, die Vorschläge der EWC-Kommission — Druck- 
sache IV 3041 — zur Kenntnis zu nehmen; ^ 

II. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Ver- 
handlungen im Rat aut folgendes hinzuwirken: i 

a) Vorschlag lür eine Verordnung dos Rats zur j 
Änderung der Verordnung Nr. 9 des Rats | 
über den Europäischen Sozialfonds in der Fas- : 
sung der Verordnung Nr. 47; 63/ EWG 

1. Artikel 2 Abs. 1 sollte abgeändert und 

statt der Streichung eine Erhöhung der i 
Altersgrenze von 16 auf 18 Jahre an ge- | 
strebt werden, ab der Arbeitskräfte als | 
Arbeitslose im Sinne der Verordnung an- | 
Zusehen sind. Andernfalls könnte anstelle | 
einer breiten und vollwertigen Berufsaus- 
bildung der Jugendlichen deren kurz- | 
fristige „Berulsumschiilung" gefördert j 
werden. ' 

2. Iin Artikel 4 sollte ein einheitlicher Zeit- 
raum von 18 Monaten statt — wie vor- 
geschlagen — von 12 und 18 Monaten an- 
gestrebt werden, innerhalb dem der Wie- 
derbeschäftigte mindestens sechs Monate 
lang tätig gewesen sein muß, ehe Zu- 
schüsse gewährt werden können. 

3. Artikel 10 sollte gestrichen werden. Die 
bisher in Umstellungsfällen vorgesehene ; 
Meldepflicht beim Arbeitsamt ist nach wie ^ 
vor im Interesse der Nachprüfung durch : 
Arbeitsverwaltung und Fonds erforderlich. 

b) Vorschlag für eine Zusatzverordnung des 
Rats über den Europäischen Sozialfonds 


Unter der Voraussetzung, daß die Bestim- 
mungen des Vertrages (Artikel 125 bis 127; 
Artikel 235) dem Rat eine Verabschiedung 
dieses Verordnungsvorschlags erlauben, wäre 
anzu streben: 

1. In Artikel 2 Buchstabe a sollte die Alters- 
grenze von 18 Jahren, ab der für die 
Umschulung umgelernter beschäftigter 
Arbeitskräfte Zuschüsse gewährt werden, 
mindestens auf 21 Jahre angehoben 
werden. 

2. Artikel 6 bis 13 (Umstellungen) sollten auf 
ihre Zv/eckmäßigkeit und Durchführbar- 
keit überprüft werden. Bejahendenfalls 
sollte dafür gesorgt werden, daß auch Um- 
stellungen von Betriebsabteilungen hier- 
unter fallen können. Ferner sollte geprüft 
werden, ob bei einer Umstellung kleinerer 
Betriebe die Betriebsinhaber in die Um- 
schulung mit einbezogen werden können. 

3. Es ist sicherzustellen, daß Zuschüsse aus 
dem Fonds für den Bau, die Errichtung 
und die Ausstattung von Beruf sumschu- 
limgsstätten nur gewährt werden, wenn 
eine vorangegangene sehr eingehende 
Prüfung eine Inanspruchnahme gerecht- 
fertigt hat. 

4. Artikel 19 Buchstabe a (Zuschüsse für den 
sozialen Wohnungsbau zugunsten von 
Arbeitskräften, die innerhalb der Gemein- 
schaft umsiedeln) sollte nach Möglichkeit 
gestrichen werden. Andernfalls müßte 
klargestellt werden, daß hiervon nicht nur 
die grenzüberschreitende Wanderung be- 
günstigt wird. 


Bonn, den 25. Mai 1965 


Der Ausschuß für Arbeit 

Scheppinann Gerlach 

Vorsitzender Berichterstatter 
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